Zivildienst – Papier der Sozialistischen Jugend

Problem:

Zivildiener müssen länger dienen als Präsenzdiener. Zivildiener dürfen bis zum 50. Lebensjahr keinem Wachkörper angehören, auch von anderen Jobs wie Förster sind sie für längere Zeit ausgeschlossen aufgrund des 15-jährigen Waffenverbots nach Absolvierung des Wehr-Ersatzdienstes. 

JVP-Forderung nach Streichung der Gewissensklausel wäre verfassungstechnisch problematisch, weil es im Artikel 4 der EMRK heißt:

Als „Zwangs- oder Pflichtarbeit“ im Sinne dieses Artikels gilt nicht:
…

b jede Dienstleistung militärischen Charakters, oder im Falle der Verweigerung aus

Gewissensgründen in Ländern, wo diese als berechtigt anerkannt ist, eine sonstige an

Stelle der militärischen Dienstpflicht tretende Dienstleistung;

...

Eine Streichung der Gewissensklausel wäre damit also auch das Ende der allgemeinen Wehrpflicht.

Ohne weiteres möglich ist aber, im Zuge einer allgemeinen Zivildienst-Gesetzesnovelle das Berufsverbot für Zivildiener zu streichen.

Fekter-Plan:

Um als Ex-Zivildiener in den Sold der Polizei treten zu können, ist das Nachholen von Teilen des Präsenzdienstes in jedem Fall erforderlich. Dadurch wird es möglich, die Entscheidung für den Zivildienst im Nachhinein zu revidieren und das Militär quasi nachzuholen – Fekter geht dabei von  einer Leistungszeit von etwa 4 Monaten aus.
SJ-Plan
§ 6 Abs 5 könnte wie folgt lauten:
„Zeiten des geleisteten ordentlichen Zivildienstes sind in den Präsenzdienst einzurechnen. Vom Wehrpflichtigen gemäß Abs. 4, der den ordentlichen Zivildienst nicht vollständig geleistet hat, ist jedoch mindestens ein Präsenzdienst in der Dauer von vier Monaten zu leisten. Ein Wehrpflichtiger gemäß Abs. 4, der den ordentlichen Zivildienst vollständig geleistet hat, kann auf Grund freiwilliger Meldung Ausbildungsdienst gemäß § 37 WG 2001 leisten.“
Diese Formulierung hätte folgende Konsequenzen:

1. Ein Zivildienstpflichtiger, der die Zivildiensterklärung widerruft und noch keinen Tag ordentlichen Zivildienst geleistet hat, wird wehrpflichtig und kann wie jeder Wehrpflichtige behandelt werden.

2. Ein Zivildienstpflichtiger, der die Zivildiensterklärung widerruft und bereits Teile des ordentlichen Zivildienstes geleistet hat, wird wehrpflichtig, kann wie bisher nur für die Dauer des Grundwehrdienstes minus geleisteter Zivildienstzeiten, mindestens jedoch für vier Monate Präsenzdienst einberufen werden.

3. Ein Zivildienstpflichtiger, der die Zivildiensterklärung widerruft und den ordentlichen Zivildienst vollständig geleistet hat, wird wehrpflichtig und kann freiwillig Ausbildungsdienst leisten. Eine Pflicht zur Leistung des Grundwehrdienstes besteht nicht, jedoch im Einsatzfall zur Leistung des Einsatzpräsenzdienstes. Das Waffenverbot gemäß § 5 Abs. 5 entfällt mit dem Wiederaufleben der Wehrpflicht.
Eine verpflichtende „Hürde“, wie sie die Mindestpflicht von vier Monaten bisher dargestellt hat, besteht nicht mehr. 

